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Ich konnte
die Fällung
verhindern
Ausgabe vom 9. März
«Stadt fällt 130-jährige Buche
gegen denWillen des Besitzers»

Ich bin in derselben Lage und
kämpfe um den Erhalt meiner
zwei Buchen seit über dreissig
Jahren, da die SBB diese aus
Sicherheitsgründen fällen will.
Nach dem Beauftragen von
Bauspezialisten habe ich das
Glück, dass die SBB einsichtig
sind und die notwendigen
Anpassungen der Baumkrone
nach an Angabe der Baumpfle-
ger, die entsprechend ausgebil-
det sind, begrüssen und von
einem Fällen absehen.Winter-
thur soll doch einsichtig sein
und nur notwendige Fällungen
vornehmen. Auch meine zwei

Buchen waren im Bauminven-
tar aufgenommen und später
ohne Grund daraus entfernt.
Warumwird gepredigt, der
Umwelt zuliebe vermehrt
Bäume zu pflanzen, und setzt
genau das Gegenteil um?
Ernst Grünenfelder,
Winterthur

Auch Nachbarn
vor den Kopf
gestossen
Ausgabe vom 9. März
«Stadt fällt 130-jährige Buche
gegen denWillen des Besitzers»

Als unmittelbare Nachbarn von
Martin Doster sind auch wir
über das Vorgehen der Stadt bei
der Fällung der 130-Jährigen
Buche vor den Kopf gestossen
worden. Die zuständige Stelle

der Stadt hielt es nicht für
nötig, uns über die komplette
Sperrung der Pflanzschulstras-
se mit Zugang zur Praxis und
unserer Garage zu informieren.
So fand ich mich am Morgen
um 8.30 Uhr an der Seiden-
strasse vor dem Absperrband
mit dem Auto ausgeschlossen,
obschon auf der Tafel die
Zufahrt zur Praxis gemäss
Signalisation gestattet war,
dann aber polizeilich doch
ganz gesperrt wurde. Bei einer
rechtzeitigen Information
hätten die zuständigen Behör-
den auch erfahren, dass die
Praxis von Dr. Karsten Rasche
jeweils freitags ganztägig
geschlossen bleibt und der
ganze Zirkus mit Absperrung
der Zufahrt hätte umgangen
werden können. Auch im
Interesse der betroffenen
Patienten, welche verzweifelt
einen der raren Parkplätze im

Quartier suchen mussten und
zu Fuss mit Verspätung eintra-
fen. DesWeiteren wunderten
wir uns schon sehr, dass die
Behörden dem Eigentümer der
Buche das Holz vorenthielten
und dieses sofort abtranspor-
tiert wurde! Ist das rechtlich
zulässig?
Christine Denzler,
Winterthur

Offener Brief
betreffend neuer
Firmengründung
Ich habe am 8. März in Sulz
am Vortrag zum geplanten
gemeinsamenWerkbetrieb
der Gemeinden Altikon, Din-
hard, Ellikon an der Thur und
Rickenbach teilgenommen
und musste feststellen, dass

es sich dabei um ein Firmen-
konstrukt handelt, dem man
so nicht zustimmen kann. Es
fehlt ein klarer Businessplan.
Zudemwurde nicht genau
erklärt, was passiert, wenn der
neue – sehr teure – Geschäfts-
führer nach einem Jahr wieder
kündigt. Und wie erfolgt die
Rückführung der Maschinen
und des Materials, wenn
einzelne Gemeinden nicht
mehr mitmachen wollen?
Dann würden alle Maschinen
und Materialien bei der neuen
Firma im Eigentum verblei-
ben, so die derzeitige Formu-
lierung. Zudem müssten diese
Gemeinden während der
ersten fünf Jahre einen finan-
ziellen Beitrag leisten und
zusätzlich neues Material und
Maschinen einkaufen. Das ist
ein einseitiger, nicht ausge-
reifter Vertrag und somit nicht
abstimmungsreif. Es ist die
Vorstufe zu einem späteren
Fusionsvertrag der vier Ge-
meinden. Zudem fehlt ein
Aufgabenheft für die neue
Anstellung des Geschäftsfüh-
rers.Wenn eine so teure
Anstellung in den Gemeinden
angefordert wird, müssen
noch diverse Details abgeklärt
werden. Zusätzlich wurde an
der Veranstaltung noch eine
Sekretärin erwähnt, die eben-
falls Geld kosten würde. Die
versprochenen Einsparungen
im Einkauf von Maschinen
und Material liegen in keinem
Verhältnis zu den neuen
Zusatzkosten, ist es doch
heute schon möglich, einen
Einkaufs-Kollektivvertrag
mit den vier Gemeinden mit
25 Prozent Einkaufsrabatt
abzuschliessen.
Alois Schranzhofer,
Rickenbach Sulz
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Thailändisches Essen muss
man inWinterthur nicht lange
suchen. Auch Indien ist auf der
kulinarischen Landkarte zu
finden. Aber dessen Nachbarland
Bangladesh? Das gibt es hier erst
seit Dezember: Dann hat Robi’s
Café am Graben aufgemacht.

Die Karte ist breit und eigenwil-
lig. Sie reicht von Curry über
Dürüm bis Piadina und Flamm-
kuchen. Dominierende Zutat:
Fleischersatz von Planted aus
Kemptthal. Nur drei Speisen im
Robi’s enthalten Fleisch. Irgend-
wannwerde er ganz auf vegeta-
risch umstellen, sagt uns der
Inhaber und Namensgeber, der
vor zwanzig Jahren aus Bangla-
desh in die Schweiz kam.

Wir folgen diesem Credo und
machen einen Bogen um die
Fleischgerichte. Den Einstieg
machen eine Linsensuppe
(7.50 Franken), aufWunsch mit
Planted Chicken, und Gemüse-
Momos (3.50 Franken pro
Stück). Die Suppe ist würzig mit
einer sanften Schärfe, die sich
mit dem Hibiskus-Minze-Haus-
eistee (5 Franken) gut löschen
lässt. Die Momos sind luftig
und – mit etwas Sojasauce
angereichert – schmackhafte
Happen zur Einstimmung.

Es folgt ein Curry «Bangladeshi
Style» (24 Franken) mit Spinat
und Paneer, südasiatischem
Frischkäse. Mit fünf Beilagen –
von geraffelten Kartoffeln über
scharf gewürztes Gemüse bis
zum köstlichen Linsencurry –
ist es abwechslungsreich.
Granatapfelkerne sorgen für
geschmackliche und optische
Farbtupfer. Der «Mango Paradi-
se»-Smoothie (6.80 Franken)
passt bestens dazu.

Auch das Pita-Sandwich mit
Planted Kebab (13 Franken)
überzeugt: Das Gemüse
schmeckt frisch. Auch hier ist
eine wohltemperierte Schärfe zu
spüren. Nur die Cocktailsauce
hätte etwas sparsamer einge-
setzt werden können.

Weniger solid ist der Flammku-
chen (18 Franken), mit Planted
Kebab und Salat. Aufgepeppt mit
Joghurtsauce schmeckt er nicht
schlecht, ist aber nichts Besonde-
res und kann mit den vielseitigen
Geschmäckern der bangladeshi-
schen Küche nicht mithalten.

Für eine süsseWaffel fehlt uns
am Schluss der Hunger. Für
einen Rüeblikuchen-Muffin
(5.50 Franken) reicht dieser
gerade noch: Zuckrig (etwas zu
sehr) und klebrig (genau richtig),
versüsst er uns den Gang hinaus
auf die Gasse, wo alles andere als
südasiatische Temperaturen
herrschen.

Jonas Keller

Robi’s Café, Oberer Graben 22,
8400Winterthur, www.robis.ch

Planted Chicken,
Bangladeshi Style

Angerichtet
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Deborah von Wartburg

Ein Jahr Ukraine-Krieg, steigen-
de Flüchtlingszahlen, Trychler
demonstrieren in Seegräben.
Höchste Zeit, mit Sozialstadt-
rat Nicolas Galladé (SP) über
die Asylpolitik von Winterthur
zu sprechen. Doch nicht nur
im Asylbereich ist viel los. Auch
mit der regulären Sozialhilfe
und in der Pflege vereint Nico-
las Galladé in seinem Departe-
ment Bereiche, in denen grosse
gesellschaftliche Probleme auf-
gefangen werden müssen. Wie
Winterthur das macht und wo
es harzt, verrät er im Interview.

Über 1000 Flüchtlinge
mehr innertwenigerMonate.
Wie hatWinterthur das
gemeistert, Herr Galladé?
Gut. Das letzte Jahr war eine
Ausnahmesituation undwir ha-
benEnormes geleistet.Nicht nur
in Winterthur. Zum Vergleich:
Im Prager Frühling kamen
13’000 Personen aus der dama-
ligenTschechoslowakei, aktuell
sind es 75’000 aus der Ukraine.
InWinterthur hattenwir vor ei-
nem Jahr circa 400 Geflüchtete,
jetzt haben wir 1450.Wir konn-
ten alle aufnehmen, unterbrin-
gen, unterstützen, beraten und
ihnen Angebote vermitteln.

Winterthur brachte
möglichst viele Ukrainer in
Kollektivunterkünften oder
Wohnungen unter. Gastfamilien
wollteman keine vermitteln.
Hat sich das imNachhinein
bewährt?
Ja. Wir vermitteln nicht in Gast-
familien. Die Geflüchteten orga-
nisierten sich in denmeisten Fäl-
len selbst eine Gastfamilie bevor
sie hier waren, etwa via Face-
book. Das Engagement in der
Zivilbevölkerung war ein gross-
artiges und grosszügiges Zei-
chen, gerade auch die Hilfsbe-
reitschaft der Gastfamilien. Die-
se unterstützenwir auchmit der
kirchlichenAnlaufstelle. InWin-
terthurwolltenwir abernicht das
unrealistische Bild stärken, dass
die Leute bald wieder heimkeh-
ren. Vor allem wollten wir uns
nicht auf den langfristigenGood-
will der Leute verlassen.Mittler-
weile sind in Winterthur noch
knapp 200 Geflüchtete in Gast-
familien, gegen 400 sind in
Kollektivunterkünften und die
Mehrheit in privaten Wohnun-
gen,was nachhaltiger ist,weil sie
dort länger bleiben können.

DieAnzahl günstiger
Wohnungen ist begrenzt.
Wie verhindern Sie, dass
Asylsuchende gegen bedürftige
Schweizer ausgespielt werden,
wie beim Fall in Seegräben?
Bei diesem «Fall» wie auch in
Windisch hat sich gezeigt, dass
der Sachverhalt nicht so ist, wie
er in einigen Medien anfänglich
dargestellt wurde. Die Gemein-
demusste denMietern gar nicht
wegen der Asylquote kündigen.
Es ist schlicht ein Fehler passiert.
Der Fall bestätigt, dass wir in ei-
nem hochsensiblen, politischen
und emotionalen Bereich arbei-

ten und viel Verantwortung
tragen. Da braucht es eine um-
sichtige und vorausschauende
Planung. Und eine sorgfältige,
offene und ehrliche Kommuni-
kation.Das ist uns bisher gut ge-
lungen. Ich wünsche mir, dass
sich auch die Medien dieserVer-
antwortung bewusst sind und
entsprechend handeln.

Immerwieder kritisierten Sie
im letzten Jahr auch den Bund.
Sie sagten beispielsweise,
er stelle zuwenig Betten zur
Verfügung.Hat sich die
Zusammenarbeit verbessert?
Alle Staatsebenen, auch der
Bund, haben im letzten Jahr
Enormes geleistet. Ich habe un-
sere Einschätzungen und Hal-
tungen kommuniziert, die sich
nicht immermit jenen des Bun-
des deckten. Der Bund sugge-
rierte, dass die Leute nur kurz
bleiben, kaum Integrations-
massnahmen brauchen und so-
fort Arbeit finden. Dabei war
schon damals klar, dass das
fachlich nicht ‹verhebt›. Aktuell
haben 14 Prozent der geflüchte-
ten Ukrainer eine Arbeitsstelle.
Der Bund hat zu Beginn ein zu
simples und positives Bild ver-
mittelt. Ich habe früh gesagt,
dass weder die Integration in
denArbeitsmarkt noch in die Ge-

sellschaft ein Selbstläufer wird.
Was mich aber am meisten be-
elendet hat, war, dass der Bund
vermittelte: Das sind jetzt die
richtigen Flüchtlinge. Das sug-
geriert, dass es die anderen nicht
sind, und das stimmt nicht.Wir
haben seit einigen Jahren ein
hervorragendes Asylgesetz. An-
dere Staaten beneiden uns dar-
um. Wir haben eine konstante
Schutzquotevon 60Prozent.Das
heisst, 60 Prozent derer, die ei-
nen Antrag stellen, haben aner-
kannten Schutzbedarf. Die an-
derenwerden in derRegel rasch
wieder zurückgeführt. 60 Pro-
zent ist im Vergleich mit früher
ein hoher und damit guterWert.

Ein Grossteil der Integrations-
und Betreuungsaufgaben
wurde inWinterthur religiösen
Institutionen überlassen. Gibt
es eine Kontrolle, um allfällige
Missionierungsversuche zu
verhindern?
Wir sind für den staatlichen Be-
reich zuständig; für Unterbrin-
gung, Unterstützung und vor
geschriebene Integrationsmass-
nahmen. Vieles darüber hinaus
wird freiwillig und privat, oft von
Kirchen, organisiert. Dafür sind
wir dankbar. Kontrollieren kön-
nen wir das aber nicht.

Im Städtevergleich der
Sozialhilfe fälltWinterthurs
hoheAnzahl anwenig
ausgebildetenArbeitskräften
auf. Sie begründeten dasmit
der industriellenVergangenheit
Winterthurs. Ist diese
Erklärung nicht langsam
veraltet?
In Städten wie Basel mit seiner
Chemieindustrie hat der Struk-
turwandel früher eingesetzt als
in Winterthur, mit Lowtech-
Industrie wie Sulzer. Das sagt
die Studie der Fachhochschule
Bern zu den Sozialhilfezahlen.
Es ist aber zu erwarten, dass das
Problem mit den gering qualifi-
ziertenArbeitslosen sichmit der
Zeit auch in Winterthur aus-

wächst. Dafür haben wir dann
andere Probleme.Mit dem güns-
tigen Wohnraum könnte es
knapp werden. Ich glaube, dass
scheinbar erwünschte Entwick-
lungen hier früher passieren, als
uns lieb sein wird.

Welche Entwicklungen
meinen Sie?
In der Stadt Zürich sind die Ar-
beitslosen besser ausgebildet,
aber dort gibt es vielweniger be-
zahlbarenWohnraum als hier. In
zehn, zwanzig, dreissig Jahren
werden wir auch in Winterthur
ähnliche Tendenzen auf dem
Wohn- und Arbeitsmarkt fest-
stellen. Gleichzeitig steigt die
Attraktivität der Stadt alsWohn-
ort. Die neu geschaffenen Jobs
ziehen gut ausgebildete, besser
verdienende Menschen an, die
Mieten steigen. Die weniger gut
Ausgebildeten brauchts aber im-
mer noch. Die arbeiten dann
zwar inWinterthur,wohnen aber
ausserhalb, wo es günstiger ist.

Sowie in Zürich heute schon?
Ja. Diese «Googlisierung» wirkt
klischeehaft, hat aber einenwah-
ren Kern: Gut verdienende Fach-
leute aus aller Welt ziehen nach
Zürich und können 5000 Franken
für ihreWohnung zahlen. In zehn
Jahren hatWinterthur wohl ähn-

liche Probleme. Vielleicht haben
wir dann etwas weniger Arbeits-
lose ohneAusbildung und Sozial-
hilfebeziehende,abereine schwie-
rigere Situation für normal- und
geringverdienendeMenschen, die
hier leben wollen.

InWinterthur stimmten
70 Prozent Ja zur Pflege
initiative. Die Stadt Zürich
erhöht den Lohn der
Pflegenden.Trotzdem lehnen
Sie eine Lohnerhöhung bei den
fünf städtischenAlterszentren
und der Spitex ab.Warum?
Ein Konkurrenzkampf zwischen
Gemeinden und Institutionen
um Pflegekräfte ist nicht nach-
haltig.Wir können inWinterthur
auf hohem Niveau Leistungen
erbringen.Natürlich spüren auch
wir den angespannten Arbeits-
markt. Bei den Löhnen sind
wir dank des städtischen Lohn-
systems gut aufgestellt. Zudem
ist ein grosser Betrieb per se ein
attraktiverArbeitgeber,weilman
viele Entwicklungsmöglichkei-
ten hat.

Ist also alles gut in der Pflege?
Die Situation ist anspruchsvoll.
Wir sind dran, die Bedingungen
fürunsere Pflegenden laufend zu
verbessern. Seit einigenMonaten
analysieren wir, wo der Schuh
wirklich drückt. Massnahmen
müssen gut überlegt und wirk-
sam sein. Sonst verpufft dieWir-
kung, und die Kosten für Heim-
bewohnende und Steuerzahlen-
de steigen, ohne eine nachhaltige
Verbesserung zu erzielen.

Und,wo drückt der Schuh?
Zentral ist, einen stabilen und
funktionierenden Dienstplan
gewährleisten zu können. Auch
bei Krankheiten oder kurzfristi-
gen Ausfällen. Etwa durch mehr
Stellen. Auch die Ausbildung ist
ein Punkt, den wir weiterhin
stark gewichten wollen. Es ist
einfach ein Vorteil,wenn bereits
eingearbeitete Lernende im Be-
trieb bleiben. Das ganze Thema
wird in den nächsten Budgetpro-
zess einfliessen.

Wie ist es eigentlich, als
Sozialdemokrat ständig
über die Kostenseite der
Sozialwerke reden zumüssen?
Na ja, auch als SPler sehe ich,
dass mehr Geld ausgeben nicht
zwingend heisst, dass es auch
gut investiertes Geld ist.Manch-
mal gehen sparen und eine Situ-
ationsverbesserung der Men-
schen einher, wie bei unserer
Falllaststudie in der Sozialhilfe.
Bei den Flüchtlingen kann es
nicht um kurzfristige Rentabili-
tät gehen. Was in der Ukraine,
Afghanistan und anderen Orten
in derWelt passiert, ist eine Ka-
tastrophe, und es ist unsere hu-
manitäreAufgabe, zu helfen und
in die Integration dieser Men-
schen zu investieren. Wenn sie
dann hierbleiben, rentiert sich
das. Und wenn sie zurückkön-
nen, ist es auch keine vergebli-
che Investition.Am Schluss pro-
duzieren wir im Sozialbereich
gesellschaftlichen Zusammen-
halt. Das lohnt sich immer.

«In zehn Jahren hat die Stadt
Problememit einer ‹Googlisierung›»
Brisante Dossiers Sozialstadtrat Nicolas Galladé (SP) zieht Bilanz zu einem Jahr Ukraine-Krieg und spart nicht mit Kritik am Bund.
Im Gespräch warnt er auch, dass der wirtschaftliche Fortschritt für Winterthur Gefahren birgt.

Stadtrat Nicolas Galladé (SP) glaubt nicht, dass höhere Löhne den Pflegenotstand beheben. Foto: Madeleine Schoder

«Mich hat
beelendet,
dass der Bund
vermittelte,
das seien jetzt
die richtigen
Flüchtlinge.»


